
Abschrift 
1 D 664/1958 

Im Nam en de s Deutschen Volkes 

\ 

In der Strafsache gegen die ?1enhändlerseheleute So † und 
S | in Häsbach über Aschaffenburg 
wegen Vergehen gegen das Blutschutzgeset: 

hat das Reichsgericht, 1.Strofsenat, in der Sitzung 
vom 11.0ktober 1938, an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Senatspräsident .Dr.Schultze 
und die Re í chsgeríchtsräte Lv.Ziegler,Dr.Teuffe1, 
Dr.Rohde,Dr„Ríttweger, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Landgeríchtsrat Lr.Sandroch, 

als Urkundsbeomter der Geschäftsstelle: 
der Sekretär Oänzel, 

auf die Revisionen der Angeklagten nach mündlicher Verhandlung 
für Recht erkannt: 

Ins Urteil des Landgerichts A s c h a f f e n b u r g vom 29-JUni 
1958 wird nebst den ihm zu Grunde liegenden Feststellungen aufgehoben; 
die Sache wird zur neuen Verhandlung und Entscheidung an die Vbrin= 
stand zurückuerwi esen. . 

Von Re cht s we gen 

Gründe 

I. Das Landgericht hat weder die Abstammung der Angeklagten noch die 
der in ihrem Haushalt beschafft taten Mädchen nachgewiesen. Es beçınügt 

sieh 
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sich damit, im Urteil die Angeklagten als jüdisch, die Mädchen als 
deutschblutig zu bezeichnen. Auf welchen tatsächlichen UNterlagen diese 
Feststellungen beruhen, ist nicht ersichtlich. ES ist möglich, daß es 
das Landgericht berei ts an der nötigen Aufklärung hat fehlen lassen. 
Auf jeden Fall hätte es nach der VOrschrift des § 267 Abs.l' StPO im 
Urteil die Tatsachen angeben müssen, in denen es die Merkmale der Ju= 
duschen Abstammung. bei den Angeklagten und die Herkmale der deutsch= 
blutigen Abstammung bei den üddchen erblickt. Der Mangel macht es dem 
Reuistonsgerícht unmöglich, nachzuprüfen, ob die Annahmen des Landge« 
nichts ríehtig sind; er ist auf die sachlich- und auf die verfahrens= 
rechtliche .Rage der .Revision zu beachten. 

. 

Auf Grund der neuen Hauptverhandlung wird das Landgericht versuchung 

müssen, die Abstammung der genannten .Personen von ihren Großeltern on 
im Urteil festzustellen. Lurous wird ohne weiteres ersichtlich sein, 
ob die Angeklagten im Sinne des Blutschutzgesetzes JUden sind oder als 
solche gelten, ferner ob die Mädchen deutschblütig im Sinne dieses Ges 
setzes sind. 7gl.hterüber die eingehenden Ausführungen ~ín Rast Bd.72 
3.161 und die dortigen Nachweisungen früherer Ehtscheidungen.Ehdlích 
wird das Landgericht die Staatsangehörigkeit der Mädchen noch aus= 
drücklich festzustellen haben. 

II. Im übrigen hätten die Ausführungen des Landgerichts keinen An= 
laß* zu rechtlichen Bedenken gegeben. 

a) Die Revision behauptet, daß die beiden .Händchen, von denen das 
eine elf, das andere zwölf Jahre alt gewesen ist, nicht auf Grund eines 
privatrechtlichen Vertrages im Haushalt der Angeklagten beschäftigt 
gewesen seien. Der Ausdruck ,Arbe ítsuerhdltnis" setze einen solchen Ver= 
trag voraus. Hierzu ist folgendes zu bemerken: 

Das Wort ,Arbe itsverhältnis' kommt im § 3 BlutsbhG nicht vor, das 
den Juden die Beschäftigung weiblicher- Staatsangehöriger deutschen Blut 
tes unter 45 Jahren in ihrem Haushalte verbietet. Das FOrt wird erst 
im § 12 der~ Ersten DurchfVb zu dem genannten Gesetz gebraucht; aber auch 
dort findet es sich nur in dem einen der beiden Falle, die zu der' mit 
Gesetzeskraft ausgestatteten Erläuterung des Begriffes ,im Haushalt 
beschäftigt*" angeführt siNd. Lmnoch ist eine verbotene Beschäftigung 
in einem jüdischen Haushalt. immer dann gegeben, wenn die weibliche ` Per~ 
Son auf Grund eines Arbe itsverhältnisses in. die Hausgemeinschaft aufge- 
nommen, oder ferner unabhängig davon dann, wenn die weibliche .Person 
mit alltäglichen Hausholtarbeíten oder anderen mit dem Haushalt in Vers 

bindung 
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Bindung stehenden Arbeiten beschäftigt wird. Im letzteren 'Falle kommt 
es also nach dem Eortlaut der Bestimmung nicht darauf an, ob die Auf= 
nehme in die Hausgemeinschaft stattgefunden hat, auch nicht darauf, 
ob die häuslichen Arbeiten entgeltlich oder unentgeltlich, mit oder 
ohne einen rechtsgült gen Arbeitsvertrag vorgenommen werden. Löß dem 
Wortlaut auch der~ Sinn der angeführten Bestimmung' entspricht, ergibt 
der Zweck, der mit ihr erreicht werden soll: Eine Deutschblütige soll 
durch keinerlei .Dienstesaufgaben gezwungen sein, mit einem Jüdischen 
Hanne auf Verhältnismäßig engem Bäume und von der Außenwelt abge- 
schlossen zusammen zu sein; sie soll dadurch vor dem flíßbrauch ihres 
Abhängigkeitsverhdltnisses geschützt werden. Bei Verrichtung von Arbei= 
ten in Haushalt wird in der* Regel ein .Abhdngigkeitsverhdltnis der Ar= 
bettenden von den erwachsenen männlichen .Mitgliedern der jüdischen 
Hausgemeinschaft bestehen, gleichviel ob die Arbeiten auf Grund eines 
bürgerlichrechtlichen Vertrages oder ohne einen solchen verrichtet wer- 
den. ES kann daher angenommen werden, daß der Gesetzgeber mit Absicht 
davon abgesehen hat, die Beschäftigung mit Haushaltsarbetten erst dann 
zu verbieten, wenn sie auf Grund eines Arbe itsverhältnisses erfolgt. 
Ob hiervon eine Ausnahme in dem von der Revision herangezogenen Falle 
zu machen ist, wenn die im Ehushalt beschäftigte weibliche .Person deut= 
schon Blutes mit dem Jüdischen Haushaltungsvorstand oder mit einem sonst 
der Jüdischen Hausgemeinschaft angehörenden erwachsenen jüdischen Hanne 
verschwägert ist, braucht nicht entschieden zu werden, da ein solcher 
Fall hier Nicht uorzuliegen scheint. 

Die ENtscheidung .ReSt Bd.71 $.356 steht der hier dargelegten 
Rechtsauffassung nicht im Wege; die Strafbarkeit nach den §§' 3„56hN3"hG 
ist dort lediglich aus der- Aufnahme einer weiblichen .Person deutschen 
Blutes in die Hausgemeinschaft abgeleitet worden. ES bedurfte also auch 
nach dem oben Gesagten 'nur jeden Fuıı des Nachweises, daß die Aufnahme 
auf Grund eines Arbe it sverhältnisses erfolgte. Der erkennende Senat 
kann auch den Schluß nicht anerkennen, den die Revision aus der Eht= 
Scheidung .erst Bd. 71 S¬}97}403 gezogen hat. In dieser* ENtscheidung han= 
delle es sich um weibliche .Personen, die im Geschäft der Angeklagten 
angestellt waren, bei denen also offensichtlich ein Vertragsuerhältnis 
vorlag. Die Ausführungen dieses Reichsgerichts=Urteils, die sich unmit~ 
teilbar an die von der Revision herangezogene Stelle anschließen,lassen 
deutlich ersehen, daß der damals erkennende Senat keinesfalls ein Vor= 
tragsverhältnis zwischen dem VOrstand des jüdischen Haushalts und der 
daselbst Beschäftigten als eine der gesetzlichen VOraussetssíâ gdef 
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St ra fba rke i t  ans ieh t .  
D )  m d i e  Angeklagten d i e  be iden Mädchen n i c h t  g l e i c h x e t t í g  oder 

abwechselnd, sondern in getrennten Zeiträumen hintere inander bescnäf. 
t i g t  haben, entspricht d i e  - a l l e rd ings  n i c h t  näher begründete 

- _  
An.. 

schauung des Landgerichts, daß es s i e h  um' mehrere Straf taten handele, 
der natür l ichen Auffassung. In Has: Bd. 71 .5'-}_97, 404 war d i e  Sachlage 
anders. Immerhin w i r d  es  s i c h  empfehlen, auf Grund der Haupt veı-hand= 
lung das Verhältnis der Straftaten zueinander näher darzulegen. 

c )  Da i n  § 5 Abs.3 Blut.S'chO für d i e  h i e r  i n  Betracht kommenden 
straftaten ,Freiheitsstrafe und Geldstrafe wahlwe se f ebene inander in: 

gedreht sind, kann der § 27 b StGB nicht zur Anwendwzg kommen. Dadurch 
daßdas Landgericht Fre i he i tss t ra fen gewählt. ha t ,  hat es genügend .zum 
Ausdruck gebracht, daß es  Geldstrafen dem Verschulden der Angeklagten 
n i c h t  fü r  angemessen hält .  

d )  Die Bemerkung i n  dem angefochtenen U r te i l ,  daß e i n  Strafrecht= 
l i ch te r  I r r tum der Angeklagten n ich t  zu beachten se i ,  g i b t  Veranlassung 
darauf hinzuweisen, daß diese Bemerkung nur h i n s i c h t l i c h  des. Schuld- 
spruchs rech t l i ch  zutreffend i s t ,  daß aber e i n  solcher Irrtıan bei  der 
Strafzumessung berücksicht igt  werden kann. 

geh.  : Schultze Te Affe 1 
Rohde 

Z ieg le r  
Rí t tweger  


